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Stellungnahmen zur Konsultation 
 

Insgesamt sind sechs Stellungnahmen eingelangt. 

Sechs Teilnehmer erklärten sich mit der Veröffentlichung ihrer Identität 
einverstanden, ein Teilnehmer stimmte zudem der Veröffentlichung der 
Stellungnahme zu (siehe Downloads). 

Im Folgenden werden jene Organisationen/Personen genannt, die eine Stellungnahme 
zur Konsultation abgegeben und einer Bekanntgabe der Organisation/Person bzw. des 
Unternehmens zugestimmt haben: 

• A1 Telekom Austria AG 
• Bundeswettbewerbsbehörde 
• Hutchison Drei Austria GmbH 
• Mass Response Service GmbH 
• T-Mobile Austria GmbH 
• Ventocom GmbH 

Unabhängig von der Veröffentlichung der einzelnen Stellungnahmen wird eine 
Zusammenfassung (ohne Nennung von Organisationen/Personen) sämtlicher 
eingelangter Stellungnahmen veröffentlicht. 
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Zusammenfassung der Stellungnahmen 

Fragen zu den Vergabezielen 

Frage 2.1 

Welche Vergabeziele sollten Ihrer Meinung nach im Vordergrund stehen und welche 
Zielkonflikte könnte es geben? Bitte begründen Sie Ihre Antwort.  

Zusammenfassung 

Die Zielsetzungen hinsichtlich der geplanten Vergabe werden durchwegs begrüßt, 
wobei einzelne Konsultationsteilnehmer in ihren Stellungnahmen unterschiedliche 
Schwerpunkte bzw. Prioritäten setzen. Die Kontinuität der Nutzung des 2600 MHz-
Bandes wird von einer überwiegenden Zahl von Konsultationsteilnehmern als 
essenziell betrachtet. 

Mehrere Konsultationsteilnehmer legen ihren Fokus auf die Sicherstellung und 
Förderung effektiven Wettbewerbs als zentrales Ziel der anstehenden Frequenz-
vergabe und schlagen diesbezüglich wettbewerbssichernde Maßnahmen vor. 

Ein Konsultationsteilnehmer streicht u.a. heraus, dass Rechtssicherheit und damit 
einhergehend die weitere Nutzung des 2600 MHz-Bandes im Vordergrund stehen 
sollte. In diesem Zusammenhang wird auch ein Verlängerungsregime ohne 
Neuvergabe vorgeschlagen. Zudem wird ein angeblicher Zielkonflikt zwischen 
Resilienzvorgaben und Energieeffizienzgedanken thematisiert. 

Ein Konsultationsteilnehmer betrachtet die fünf genannten Ziele allesamt als 
wesentlich, wobei Rechtssicherheit und effiziente Frequenznutzung wesentlich seien 
und immer gegeben sein müssten. 

Ein Konsultationsteilnehmer geht speziell auf das Vergabeziel Förderung von 
Innovation und Geschäftsentwicklung ein und bringt vor, dass internationaler 
Wettbewerb in Zukunft die mobilen Märkte beeinflussen wird und daher 
Kooperationen mit Unternehmen im Bereich der Satellitenübertragung in diesen 
Bändern ermöglicht werden sollten; bei gleichzeitigem Schutz des heimischen Marktes 
vor globalen Satelliten-gestützten Monopolisten. 

Fragen zur zahlenmäßigen Beschränkung 

Frage 4.1 

Teilen Sie die Einschätzung der Regulierungsbehörde in Bezug auf die Beurteilung der 
Frage, ob die Frequenzen zahlenmäßig zu beschränken sind? Bitte begründen Sie Ihre 
Antwort. 

Zusammenfassung 

Mehrere Konsultationsteilnehmer sprechen sich für eine zahlenmäßige Beschränkung 
des 2600 MHz-Bandes aus, keiner dagegen. Ein Teilnehmer führt aus, bis 2x50 MHz 
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FDD bzw. 100 MHz TDD entstünden Skaleneffekte. Aufgrund mehrerer Interessen sei 
zu erwarten, dass die Gesamtnachfrage über 190 MHz liege und damit eine 
Nutzungskonkurrenz bestehe. Eine bundesweite Zuteilung würde außerdem 
Planungssicherheit und ein effizientes Interferenzmanagement ermöglichen.  

Frage 4.2 

Falls Sie Frequenzen im Bereich 2,6 GHz nutzen möchten: Welche 
Lizenzierungsgebiete wären mit Ihrem Geschäftsmodell am verträglichsten? Bitte 
begründen Sie Ihre Antwort. 

Zusammenfassung 

Mehrere Konsultationsteilnehmer sprechen sich für eine bundesweite Lizenzierung 
aus, diese würde eine effiziente Nutzung ermöglichen. Kein Teilnehmer fordert ein 
regionales Lizenzierungsgebiet. Bei einer nicht bundesweiten Vergabe wird unter 
anderem eine Fragmentierung und die damit verbundene Interferenzproblematik, die 
Entwertung bestehender Investition sowie die fehlende Planungs- und Investitions-
sicherheit genannt.  

Frage 4.3 

Teilen Sie die Einschätzung der Regulierungsbehörde in Bezug auf die anderen ECS-
Bänder? Bitte begründen Sie Ihre Antwort.  

Zusammenfassung 

Mehrere Konsultationsteilnehmer teilen die Sichtweise der Regulierungsbehörde, 
dass die zahlenmäßige Beschränkung der anderen zugeteilten ECS-Bänder auch 
weiterhin aufrecht bleiben soll; kein Teilnehmer spricht sich dagegen aus.  

Fragen zum Wettbewerb 

Frage 5.1 

Für welche Use Cases werden diese Frequenzen genutzt? Welche Bedeutung haben 
sie für den Wettbewerb, insbesondere für Wettbewerb auf dem Mobilfunk- und 
Breitbandmarkt? Bitte begründen Sie Ihre Antwort. 

Zusammenfassung 

Die meisten Teilnehmer erwarten eine Nutzung für Smartphones als auch für Home 
Broadband-Dienste und betonen die Bedeutung der zu vergebenden Bänder für die 
Kapazität, kein Teilnehmer widerspricht dieser Einschätzung. Ein Teilnehmer sieht das 
Band als essenziell für den 5G-Wettbewerb, das Gros der 5G-Endgeräte könne bereits 
alle zu vergebende Bänder verwenden. Ein anderer Teilnehmer sieht die Bänder nicht 
als Game-Changer und verweist auf die Kapazität bei 3,6 GHz. Ein Teilnehmer nennt 
auch den Einsatz in Grenzgebieten als Use Case, wo es bei Interferenzproblemen in 
anderen Bändern eingesetzt werde. Mehrere Teilnehmer sehen die Möglichkeit für 
weitere zukünftige Use Cases. Ein Teilnehmer etwa verweist auf die zukünftige 
Entwicklung bei Programmier-Schnittstellen und die Bedeutung eines Zugangs zu 



 

  Seite 5 

Netzfunktionalitäten auf Vorleistungsebene, wodurch die Diensteentwicklung 
angestoßen werden könne. Ein weiterer Teilnehmer verweist auf zukünftige Dienste 
und Technologie, die auch MVNOs anbieten können sollten. 

Frage 5.2 

Teilen Sie die im Anhang dargelegte Wettbewerbsanalyse? Fehlen aus Ihrer Sicht 
wesentliche Punkte? Bitte begründen Sie Ihre Antwort im Detail. 

Zusammenfassung 

Ein Teilnehmer führte an, die Bereitschaft eines MNOs, einen MVNO zu hosten, könnte 
für andere MNOs ein Anreiz für einen strategischen Frequenzkauf gegenüber diesem 
sein.  

Ein Teilnehmer führt an, die Betriebssystemhersteller würden dem DMA und dessen 
Zugangsregulierung unterliegen.  

Mehrere Teilnehmer weisen auf die steigenden Marktanteile der MVNOs hin und 
sehen eine ausreichende Verhandlungsmacht der MVNOs, dafür würden auch die 5G-
Angebote der MVNOs sprechen, die mittlerweile am Markt sind. Vorleistungszugang 
werde gewährt. Der Mobilfunkindex weise sinkende Preise aus. Ein Teilnehmer sah 
kein Risiko für Preisanstiege wie 2013/14. Mehrere Teilnehmer wiesen auf die 
Einstellung des Marktanalyseverfahrens hin – diese Einstellung belege, dass der 
Wettbewerb funktioniere. Mehrere Teilnehmer warnten vor einem regulatorischen 
Eingriff in den Markt. Ein Teilnehmer führte an, eine MVNO-Auflage würde nicht 
automatisch zu höheren MVNO-Marktanteilen führen. Ein Teilnehmerzuwachs für 
MVNOs könne kein Ziel sein. Eine Auflage würde die Investitionsentscheidungen 
destabilisieren. Standardisierte und wenig flexible Angebote könnten die Innovation 
reduzieren. Ein Teilnehmer führte aus, eine Auflage würde dem TKG 2021 
widersprechen, es sei eine vorausschauende Bewertung gemäß § 23 Abs. 4 TKG 2021 
erforderlich, eine kollusive Verdrängung sei schon allein aufgrund unterschiedlicher 
Vertragslaufzeiten auszuschließen. Für eine MVNO-Auflage sollten jene Begründungs- 
und Nachweispflichten gelten, die für eine Regulierung wegen beträchtlicher 
Marktmacht notwendig sind. Ein Teilnehmer wies darauf hin, dass ein 
Vorleistungszugang nicht bei einem Band auferlegt werden sollte, das nicht 
bundesweit ausgerollt ist. Eine Auflage würde den Wert des Spektrums in der Auktion 
mindern. Am Breitbandmarkt gebe es ohnehin veröffentlichte Standardangebote. Ein 
Teilnehmer gab an, er habe keine marktbeherrschende Stellung am Wholesale-Markt, 
die Vergabe dieser Bänder führe auch zu keiner Verknappung am Wholesale-Markt. 
Ein Teilnehmer führte an, es brauche die Möglichkeit zu exklusiven Partnerschaften 
mit MVNOs. Ein Teilnehmer führte an, eine freiwillige Zugangsverpflichtung wirke wie 
eine Gesamtmarktregulierung. Ein Teilnehmer weist auf die sehr niedrigen 
Endkundenpreise und Datenpreise im internationalen Vergleich hin, 
Vertragsverlängerungen und die Beilegung von Streitigkeiten wären ohne offizielle 
Verfahren erreicht worden. Ein Teilnehmer wies auf einen erfolgten Wechsel des 
Hosts hin. Der Lock-in sei daher nur vermeintlich. MVNOs würden spezifische 
Kundenbedürfnisse bedienen und MNOs seien auf den zusätzlichen Umsatz 
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angewiesen, diesen wolle man nicht verlieren. In Summe bestehe starke 
Verhandlungsmacht.  

Mehrere Konsultationsteilnehmer sahen keine ausreichende Verhandlungsmacht bei 
den MVNOs, teils wurde mangelnder regulatorischer Schutz für die MVNOs 
vorgebracht. Als Indizien wurden etwa die Schwierigkeiten beim Bezug eines 
konkurrenzfähigen 5G-Vorleistungsprodukts, von günstigere Datenpreisen, von VoLTE 
– hier habe es Zugang erst nach einer regulatorischen Auflage gegeben - aber auch 
schwierige Vertragsverlängerungen angeführt. Der Wechsel des Hosts sei mit 
erheblichen Schwierigkeiten verbunden, die späte Einführung von 5G weise auf nicht 
ausreichende Verhandlungsmacht hin. Mehrere Teilnehmer wiesen auf die steigende 
Bedeutung von Flatrates bei Smartphone-Tarifen hin, hier brauche es einen 
Vorleistungszugang. Ein Teilnehmer forderte Rahmenbedingungen als Auflage, keinen 
Standardvertrag. Mehrere Teilnehmer führten Roaming als Wettbewerbsnachteil für 
MVNOs an, ein Teilnehmer führte an, dies müsse bei den Vorleistungspreisen 
berücksichtigt werden, ein weiterer Teilnehmer forderte eine Preisobergrenze für 
Roaming entsprechend den Durchschnittkosten der MNOs. Mehrere Teilnehmer 
sahen auch für die Zukunft Probleme bei Technologieübergängen für MVNOs. Der 
Zugang würde verwehrt werden bzw. käme es zu Preiserhöhungen. Für die Zukunft 
könne dies etwa beim Zugang zu VoNR oder 5G SA der Fall sein. Ein entsprechender 
Zugang – technologieneutral – wird gefordert. Ein Teilnehmer führte aus, der 
Aufschlag um 5 € bei 5G sei ein Zeichen für den mangelnden Wettbewerbsdruck der 
MVNOs, bei 5G seien die Marktanteile der MVNOs auch noch gering bzw. teils 
insignifikant. Ein Teilnehmer forderte Zugang zu unlimitierten Breitbandvorleistungs-
tarifen mit hohen Geschwindigkeiten für Home Broadband Produkte.  

Ein Teilnehmer forderte einen Vorleistungszugang für Anwenderprogrammier-
schnittstellen (APIs). Eine allfällige Auflage dürfte keine Exklusivbindung an einen MNO 
vorsehen.  

Mehrere Teilnehmer führten an, die Wettbewerbsanalyse müsse auch internationale 
Marktteilnehmer wie Starlink berücksichtigen. Ein Teilnehmer führte näher aus, diese 
Anbieter könnten disruptiv in den Markt eintreten. Globale Monopolisten sollten 
Zugang zu ihrer Infrastruktur gewähren, MNOs sollten ihr Spektrum einbringen 
können. 

Frage 5.3 

Teilen Sie die im Anhang identifizierten wettbewerblichen Bedenken im 
Zusammenhang mit dem strategischen Erwerb von Frequenzen (Kappen, 
Versorgungsauflagen) und die vorgeschlagenen Maßnahmen? Haben Sie weitere 
diesbezügliche Wettbewerbsbedenken? Würden Sie bezüglich der genannten 
Bedenken eine andere der dargelegten Optionen präferieren? Bitte begründen Sie 
Ihre Antwort im Detail und nennen Sie gegebenenfalls alternative Maßnahmen. 

Zusammenfassung 

Ein Teilnehmer teilt die wettbewerblichen Bedenken in Bezug auf den strategischen 
Erwerb von Frequenzen.  
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Mehrere Teilnehmer begrüßten die Kappe von 2x30 MHz im FDD-Spektrum. Ein 
Teilnehmer forderte zusätzlich die Möglichkeit für jeden Betreiber, eine 
Mindestausstattung von 2x15 MHz im FDD-Band zu erwerben, um bestehende 
Investition zu schützen und strategische Preiserhöhungen zu vermeiden. Mehrere 
Teilnehmer sahen die asymmetrische Kappe von 120 MHz für A1 und TMA und 100 
MHz für H3A kritisch und forderten stattdessen symmetrische Kappen. Ein Teilnehmer 
sprach sich für symmetrische Kappen zwischen 100 und 120 MHz aus, mit Präferenz 
für 110 MHz. Ein Teilnehmer monierte, die Kooperation zwischen H3A und TMA sei in 
der Wettbewerbsanalyse nicht berücksichtigt worden. Ein Teilnehmer sah die 
vorgeschlagenen Kappen als angemessen an.  

Ein Teilnehmer sah die Auflage von 3500 Standorte als nicht ausreichend an, um eine 
Abschottung zu verhindern – eine Einschränkung bei der Kapazität drohe und damit 
die Einschränkung für und der Verlust von Kunden am Markt und damit für den Markt 
insgesamt.  

Ein Teilnehmer forderte für das 2300 MHz TDD-Band eine proportionale Anpassung 
der Standorte an die Frequenzmenge im Vergleich zum 2600 MHz TDD-Band, die 
Versorgungsauflagen seien für 2300 MHz zu streng. Dies zeige auch ein internationaler 
Vergleich. Lediglich 1000 Standorte sollten beim Erwerb von 30 MHz zu errichten sein, 
die Zeitpunkte sollen um 2 Jahren nach hinten verschoben werden und auch der 
Startpreis solle deutlich geringer sein. Für 2300 MHz TDD sei das Ökosystem und die 
Unterstützung der Endgeräte weniger weit entwickelt als bei 2600 MHz TDD. Ein 
niedriger Startpreis wurde für dieses Band gefordert.  

Ein Teilnehmer sah selektiv von der Regulierungsbehörde herangezogene Kennzahlen 
zur Rechtfertigung der asymmetrischen Kappe und lehnt diese ab. Bei Kapazitäts-
spektrum solle auch 1800 und 2100 MHz berücksichtigt werden. Auch die Ausstattung 
bei mmWave-Spektrum solle beachtet werden, hier hätte H3A 600 MHz erworben. 
Darüber hinaus hätte H3A 2019 und 2024 die Gelegenheit gehabt, mehr Spektrum zu 
erwerben.  

Ein Teilnehmer führte an, die asymmetrische Kappe verschaffe unfaire 
Wettbewerbsvorteile in der Auktion. Bei einer Kappe von 120 MHz könne die 
Nachfrage in FDD von 2x30 MHz auf 2x25 MHz verringert werden, ohne seine Biet-
berechtigung zu verringern. Mit einer Kappe von 100 MHz sei das nicht möglich, eine 
Reduktion müsse auf 2x20 MHz erfolgen. Außerdem könne mit 120 MHz 2x30 MHz im 
FDD-Spektrum sowie zwei TDD-Blöcke erworben werden, ein Teilnehmer mit einer 
100 MHz Kappe könne dies nicht. Für eine faire Auktionsdynamik wäre eine Kappe von 
mindestens 110 MHz erforderlich.  

Ein Teilnehmer stimmte der vorgelegten Optionenanalyse weitgehend zu.  

Ein Teilnehmer sah einen zu starken Fokus der Wettbewerbsanalyse auf den 
Wettbewerb der MNOs untereinander, entscheidend für die Zukunft sei aber 
ausreichender Wettbewerbsdruck durch die MVNOs. 
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Frage 5.4 

Reicht aus Ihrer Sicht die Verhandlungsmacht der MVNOs in Zukunft aus, um einen 
ausreichenden Vorleistungszugang auszuverhandeln und weiter effektiven 
Wettbewerbsdruck am Endkundenmarkt zu erzeugen? Falls nicht, erläutern Sie im 
Detail, welcher Vorleistungszugang mit der Frequenzvergabe verknüpft werden sollte. 
Sollte die Verknüpfung mit jeglichen angebotenen Frequenzen verbunden werden 
oder mit bestimmten Frequenzpaketen? 

Zusammenfassung 

Mehrere Teilnehmer sehen eine ausreichende Verhandlungsmacht bzw. 
funktionierenden Wettbewerb. Die Voraussetzungen für eine sektorspezifische Inter-
vention seien nicht erfüllt. Unter anderem wird auf die Einstellung des Marktanalyse-
verfahrens verwiesen. Alle MNOs hätten Wholesale-Partner. Eine MVNO-Auflage wird 
abgelehnt.  

Ein Teilnehmer verwies nochmals auf die Einstellung des Marktanalyseverfahrens im 
Juni 2024, lediglich eine Beobachtung des Marktes sei der Regulierungsbehörde 
aufgetragen worden. Das Konsultationsdokument enthalte keine Hinweise darauf, 
dass sich seit der Einstellung des Marktanalyseverfahrens andere Tatsachen ergeben 
hätten, die die Notwendigkeit einer Zugangsregulierung rechtfertigen würden. 
Überdies würden alle drei MNOs freiwillig MVNOs mit 5G Angeboten hosten. Ein 
Wechsel des Hosts sei möglich und in der Vergangenheit erfolgt, dies zeige die hohe 
Verhandlungsmacht der MVNOs. Darüber hinaus würden die MVNOs kontinuierlich 
Marktanteile gewinnen und hätten in Q2/2024 bereits 17 % Marktanteil erreicht. 
Neben HoT und Spusu würde auch MTEL an Bedeutung als etablierter Anbieter 
gewinnen, was auch an den positiven Nettoportierungen zu sehen sei. Der 
Konsultationsteilnehmer gibt an, es brauche keine regulatorische Intervention. Im 
internationalen Vergleich sei bei regulatorischen MVNO-Auflagen im Übrigen keine so 
hohen Marktanteile der MVNOs zu beobachten. Eine MVNO-Auflage könne den Markt 
verzerren und die Investitionsfähigkeit der MNOs und den Infrastrukturwettbewerb 
schwächen. Das Preisniveau sinke im Übrigen EU-weit und stetig, MVNOs würden in 
Österreich oft Preisoffensiven starten, die MNOs müssten dann, teils mit 
Zweitmarken, folgen. Wenn sich die Preisdynamik verringere, müsse das nicht auf 
schlechte Vorleistungskonditionen zurückzuführen sein. Für die Zukunft würde ein 
regulatorischer Eingriff bestehende Partnerschaften mit MVNOs gefährden und die 
langfristige Planbarkeit von Geschäftsmodellen beeinträchtigen. MNOs könnten 
gezwungen werden, über das effiziente Maß hinaus Kapazität bereitzustellen. Ein 
Standardangebot würde die Investitionen und die innovativen Services im 
Wholesalemarkt reduzieren. Letztlich würden auch MVNOs selbst geschwächt, wenn 
die Vorleistungsmodelle weniger ausdifferenziert wären. MVNOs seien jedenfalls eine 
zentrale Einnahmenquelle für MNOs, gerade große MVNOs dürfe man nicht verlieren. 
Eine regulatorische Auflage könnte die Rendite für MNOs dermaßen senken, dass sich 
Investitionen nicht rechnen würden. Eine Auflage würden gegen den Grundsatz der 
investitionsfördernden Regulierung verstoßen. Darüber hinaus wäre eine kollusive 
Verdrängung der MVNOs aufgrund unterschiedlicher Vertragslaufzeiten 
auszuschließen, es bestünde Wettbewerbsdruck zwischen den Host-MNOs, der eine 
stillschweigende Koordinierung gegenüber MVNOs verhindere. Auch eine freiwillige 
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MVNO-Verpflichtung, die von einem MNO übernommen werde, wirke defacto wie 
eine Gesamtmarktregulierung.  

Für eine MVNO-Auflage brauche es eine tiefgehende und wohlbegründete Markt-
analyse mit den Begründungs- und Nachweispflichten einer SMP-Regulierung. Dies sei 
in den Konsultationsunterlagen nicht zu finden. Auch wäre eine Verhältnismäßigkeits-
prüfung erforderlich, ob nicht das laufende Monitoring ausreiche. Aus Sicht des 
Konsultationsteilnehmers sei dies der Fall.  

Ein Teilnehmer sieht das Risiko erstens einer Abschottung oder wettbewerblichen 
Benachteiligung von MVNOs bei Innovationen (nicht aber das Risiko, dass gegebenen-
falls ein MVNO vom Netz genommen werde) sowie zweitens eines Verlusts an 
Unabhängigkeit bei der Tarifgestaltung. Darüber hinaus stelle sich die Frage, ob der 
Markt für Neueinsteiger mit gleicher oder anderer Vorleistungsnachfrage offen sei.  

Ein Teilnehmer sieht bezüglich der von der Regulierungsbehörde vorgelegten 
Optionen die Option mit lediglich einem Betreiber mit verpflichtendem MVNO-Zugang 
als ausreichend an. Der Zugang sollte nicht auf das zu vergebende Spektrum 
beschränkt sein, sondern auf das gesamte Spektrum inklusive etwaiger Kooperationen 
bestehen. Neueinsteigern sollte keine Zugangsverpflichtung auferlegt werden. 
Jedenfalls sollte den MVNOs keine exklusive Nutzung des jeweiligen Host-Netzes 
auferlegt werden. Die Nutzung von APIs sollte allen offenstehen, bei diesbezüglichen 
Bedenken wäre dies im Rahmen der Vergabe sicherzustellen.  

Ein Teilnehmer verwies darauf, dass Zugang zu neuen Technologien nicht ohne 
weiteres gewährt wurde. Der 5G-Zugang sei lange verzögert und verweigert worden. 
Teils sei der Zugang nur auf regulatorischen Druck (VoLTE) hin erfolgt. Auch ledigliche 
Verzögerungen würden Nachteile für MVNOs mit sich bringen, etwa eine geringere 
VoLTE-Penetration.  

Ein Teilnehmer forderte Zugang zu neuen Technologien und zukünftigen Evolutionen 
der Netze und nannte etwa 5G SA, VoNR und Slicing. Es müsse zu einer 
Gleichbehandlung bei der Qualität kommen (QCI-Parameter, Nutzungsklassen). Ein 
Monitoring der Endkundenpreise und gegebenenfalls ein Eingriff bei den Vorleistungs-
preisen sei erforderlich. Der Zugang müsse netzweit und technologieneutral 
angeboten werden.  

Bei vertikalen integrierten, also auch auf der Endkundenebene aktiven, 
Netzbetreibern sei eine Vergabe ohne Zugangsauflage nicht sinnvoll, nur bei einem 
Netzbetreiber, der von Dienstebetreibern strukturell getrennt sei, könne darauf 
verzichtet werden. Ein Zugangsauflage sei daher jedenfalls geboten. 

Frage 5.5 

Wie sollte der Vorleistungszugang ausgestaltet sein? Welche Vorleistungspreise 
sollten vorgesehen werden und wie sollte die Indexierung über die Zeit erfolgen? 
Könnte der Vorschlag aus der Konsultation der Ausschreibungsunterlage der 
Multibandauktion 2020 in Teilen als Vorlage genommen werden? Welche Teile 
könnten gegebenenfalls übernommen werden, welche nicht? Was wäre bei der 
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Vorleistungspreisbestimmung zu beachten, absolut und hinsichtlich der Anpassung 
über die Zeit? Welche Teile sollten aus der Vorleistungsverpflichtung von H3A nach 
dem Merger 2012 übernommen werden? 

Zusammenfassung 

Mehrere Teilnehmer verwiesen darauf, dass man sich gegen eine Marktregulierung 
ausspreche, und gingen nicht näher auf die Frage ein bzw. verwiesen auf die 
Ausführungen an anderer Stelle.  

Ein Teilnehmer nannte verschiedene Schlüsselelemente für einen Zugang und sprach 
sich für Mindestanforderungen oder Leitlinien für die Verpflichtung aus. So könnten 
bestehende Verträge im Rahmen einer Verpflichtung zur Verhandlung über eine 
Anpassung nach Treu und Glauben angepasst werden. Die Effizienzgewinne, die aus 
der technologischen Entwicklung entstehen, sollten auch an MVNOs weitergegeben 
werden. Es wäre zu überlegen, ob nicht ein Informations-/Austauschmechanismus zu 
technischen Änderungen vorzusehen sei. Die Vertragsangebotspflicht aus dem 
Konsultationsdokument zu F1/16 aus 09/2019 sei eine gute Basis für nicht-preisliche 
Parameter. Die Nicht-Diskriminierung sei zeitlich kürzer einzuhalten. Der Zugang zu 
Kunden sei wesentlich, bei der Ausgestaltung könne die DSGVO als Anleihe genommen 
werden. Für den Umfang seien Kapazitätsbegrenzungen wichtiger als die Zahl neuer 
Marktteilnehmer.  

MVNOs sollten nicht zur Annahme der von der Regulierungsbehörde festgelegten 
Preise verpflichtet werden, für bestehende Kunden müsste gegebenenfalls eine 
Option eingeräumt werden, günstigere Vertragskonditionen aufrechtzuerhalten. Die 
Vorleistungspreise sollten eine Nicht-Indexierung der Endkundentarife ermöglichen 
und das jährliche Mengenwachstum des Datenvolumens berücksichtigen. Es sollte 
weiter auf Einheiten bezogen abgerechnet werden, um die wettbewerblichen 
Gestaltungsmöglichkeiten zu erhalten. Andere Modelle wie Kapazitätserwerb oder 
Retail-Minus könnten zusätzlich angeboten werden. Die institutionellen Regeln aus 
H3A/Orange könnten übernommen werden, die Rolle des Monitoring Trustee könnte 
die Regulierungsbehörde übernehmen.  

Ein Teilnehmer lehnt die Verpflichtung ab. Falls die Regulierungsbehörde eine Auflage 
vorsehen will, sollte sich die Verpflichtung auf einen Betreiber beschränken, die 
Regulierungsbehörde sollte nur als Fallback eine Zugangsverpflichtung auferlegen, 
falls kommerzielle Verhandlungen scheitern. In einem Streitbeilegungsmechanismus 
könnten faire, angemessene und nichtdiskriminierende Preise die Basis einer Zugangs-
verpflichtung bilden. Es sollte keine pauschale Verpflichtung geben, alle Angebote des 
MNOs kopieren zu können. Aufgrund der langen Laufzeit sollten keine unbedachten 
Auflagen erfolgen. Eine Auflage, mehr als einen MVNO zu hosten, sei aus Kapazitäts-
gründen realitätsfremd.  

Ein Teilnehmer forderte Mindestinhalte und Rahmenbedingungen. Beim Preismodell 
brauche es eine margin-squeeze freie pay per use Abrechnung. Entscheidend sei eine 
Anpassung der Datenpreise entsprechend dem steigenden Datenverbrauch auf End-
kundenebene. Weiters brauche es einen punkto Daten unlimitierten Vorleistungstarif, 
um Flatrate-Smartphonetarife auf Endkundenebene nachbilden zu können. Die 
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MVNOs seien von diesem wachsenden Segment defacto ausgeschlossen. Für einen 
Full MVNO brauche es einen Abschlag von zumindest 50% auf die Retail-Preise des 
MNO, und zwar auf Ebene der einzelnen Tarife. Es brauche Technologieneutralität und 
Diskriminierungsfreiheit, kurzfristig sei der Zugang zu 5G SA und VoNR wichtig, 
perspektivisch zu jeder technologischen Evolution und allen Qualitäten. Der Vor-
leistungszugang sollte zumindest 10 Jahre oder auf die Laufzeit der zu vergebenden 
Frequenzen gewährt werden. 

Frage 5.6 

Welche weiteren Rahmenbedingungen soll der Vorleistungszugang sicherstellen? 

Zusammenfassung 

Mehrere Teilnehmer verweisen auf die Antworten an anderer Stelle und sehen keinen 
Bedarf für weitere Rahmenbedingungen.  

Ein Teilnehmer fordert nicht-diskriminierenden Zugang zu APIs, eine Klarstellung, dass 
Hostnetze keine Exklusivitätsverpflichtungen auferlegen sollen sowie Regelungen zu 
Anpassung bestehender Verträge und die Besprechung technischer Änderungen und 
verweist auf die Ausführungen an anderer Stelle.  

Ein Teilnehmer fordert Zugang zu bestehenden und künftigen Technologien und 
konkret 5G SA, VoNR und wettbewerbsfähige Nutzungsklassen. Der Zugang müsse 
allen MNOs auferlegt werden, um auch einen Wechsel des Hosts zu ermöglichen. 
Neue Geschäftsmodelle wären dann in Betracht zu ziehen, wenn diese der Host-MNO 
retailseitig anbiete.  

Ein Teilnehmer hält die Auferlegung einer Vorleistungsverpflichtung für unumgänglich 
und nennt Breitband, Smartphone und Roaming, VoNR und Slicing. Es brauche Zugang 
zu 5G NSA und 5G SA. Anpassungen des Vorschlags aus der Konsultation der 
Ausschreibungsunterlage der Multibandauktion 2020 seien hinsichtlich des Netz-
zugangs und preislicher und sonstiger Regelungen erforderlich. 

Frage 5.7 

Welche Auskunfts- und Berichtspflichten und welche Pönale sollten vorgesehen 
werden, um den Vorleistungszugang durchsetzen zu können? 

Zusammenfassung 

Ein Teilnehmer verweist auf die Antwort an anderer Stelle und sieht daher keinen 
Bedarf zu Informationspflichten und Pönalen, weiters würde das TKG 2021 ausreichen.  

Ein Teilnehmer führt an, über jede Nachfrage eines potenziellen Vorleistungsnehmers 
sollte berichtet werden und regelmäßig (etwa quartalsweise) sollte Bericht über 
Nachfragen, Verhandlungsstand, die Anzahl abgeschlossener Verträge, das voraus-
sichtliche Markteintrittsdatum und die genutzten Technologien erstattet werden. Bei 
APIs sollte über jede Nachfrage berichtet werden. 
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Ein Teilnehmer verweist darauf, dass Berichtspflichten Kosten verursachen, die 
letztlich von den Kunden zu tragen sind.  

Ein Teilnehmer fordert Berichte auf Quartalsebene, Pönalen und in letzter Konsequenz 
bei Nichteinhaltung der Verpflichtung den Entzug der Frequenzen.  

Ein Teilnehmer empfiehlt die Übernahme der entsprechenden Regelungen aus dem 
Vorschlag der Multibandauktion 2020. 

Frage 5.8 

Haben Sie Anmerkungen zu den vorgesehenen Regeln zu Infrastructure Sharing? 
Haben Sie etwaige Änderungsvorschläge? 

Zusammenfassung 

Mehrere Teilnehmer erachten die bestehenden Regeln für ausreichend. Ein 
Teilnehmer führt aus, weitere Regeln würde Infrastructure Sharing komplizierter 
machen. Mehrere Teilnehmer lehnen das Verbot von aktivem Sharing in den großen 
Städten ab. Ein Teilnehmer führt aus, dies würde die Kosteneffizienz und die 
Versorgung einschränken und die Angebotsmacht von Standortanbietern stärken. 
Einem Teilnehmer erscheint das Verbot als nicht verhältnismäßig. Bei aktivem Sharing 
sollte der Standort auch für den Sharingnehmer zählen, die diesbezügliche 
Einschränkung sei zu restriktiv. Ein Teilnehmer fordert bei aktivem Sharing einen 
Zugang für MVNOs – und zwar unabhängig von der Technologie. Eine entsprechende 
Auflage im Vergabeverfahren (und in einem etwaigen Verfahren gem. § 85 TKG 2021) 
soll dies sicherstellen. In diesem Zusammenhang wird auch auf eine Entscheidung des 
Bundeskartellamts verwiesen (B7-91/20). 

Fragen zum Auswahlverfahren 

Frage 6.1 

Teilen Sie die Analyse der Regulierungsbehörde zum Auswahlverfahren und in Bezug 
auf § 15 TKG 2021? Begründen Sie Ihre Antwort detailliert. 

Zusammenfassung 

Keiner der Konsultationsteilnehmer widerspricht der Analyse der Regulierungs-
behörde in Bezug auf das geeignete Auswahlverfahren in Bezug auf § 15 TKG 2021 und 
spricht sich für ein vergleichendes Auswahlverfahren aus. Ein Konsultationsteilnehmer 
unterstützt die Analyse der Regulierungsbehörde:  

• Ein wettbewerbsorientiertes Auswahlverfahren sei die geeignete Wahl zur Vergabe 
zahlenmäßig beschränkter Frequenzen.  

• Ein vergleichendes Auswahlverfahren sei mit erheblichen Nachteilen verbunden, 
da es Transparenz, Effizienz und Fairness der Vergabe gefährden würde.  

• Das wettbewerbsorientierte Verfahren stelle die effizienteste, objektivste und 
nachhaltigste Methode zur Verwaltung knapper Frequenzen dar. 
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• Ein wettbewerbsorientiertes Auswahlverfahren (wie eine Auktion) ermögliche, 
eine objektive, transparente und diskriminierungsfreie Zuteilung, da klare, markt-
basierte Kriterien – wie das monetäre Gebot – über die Vergabe entscheiden 
würden.  

• Das vergleichende Auswahlverfahren weise erhebliche Schwächen auf. Als 
Schwachstellen genannt werden insbesondere die Abhängigkeit von qualitativen, 
nicht quantifizierbaren Kriterien wie Dienstequalität oder Innovation.  

• Methodische Unsicherheiten und Interpretationsspielräume des vergleichenden 
Auswahlverfahrens würden die Objektivität und Nachvollziehbarkeit des 
Verfahrens gefährden. Es bestehe das Risiko, dass Vergabeentscheidungen nicht 
primär auf Effizienz und Bedarf basieren, sondern von subjektiven Bewertungen 
oder administrativen Einschätzungen beeinflusst werden. 

• Die historische Entwicklung würde zeigen, dass wettbewerbsorientierte Verfahren 
wie Auktionen international als Best Practice anerkannt seien und sich in nahezu 
allen OECD-Ländern etabliert hätten.  

• Auktionen würden den Wettbewerb fördern, die Knappheit der Ressourcen 
transparent darstellen und dafür sorgen, dass die Frequenzen von jenen Akteuren 
genutzt werden, die diese am effizientesten einsetzen können. 

• Wie die von der Regulierungsbehörde durchgeführte Bewertung zeigen würde, 
stelle das wettbewerbliche Auswahlverfahren nicht nur rechtlich, sondern auch 
praktisch die effizienteste und fairste Methode zur Vergabe von zahlenmäßig 
beschränkten Frequenzen dar. 

Frage 6.2 

Teilen Sie die Einschätzung der Regulierungsbehörde, dass ein wettbewerbs-
orientiertes Auswahlverfahren (Versteigerungsverfahren) am besten geeignet ist, jene 
gegenständlichen Frequenzen, die gem. § 14 TKG 2021 oder § 11 Abs. 4 TKG 2021 
zahlenmäßig beschränkt werden, zu vergeben? Begründen Sie Ihre Antwort detailliert. 

Zusammenfassung 

Keiner der Konsultationsteilnehmer widerspricht der Einschätzung der Regulierungs-
behörde, dass das wettbewerbliche Auswahlverfahren zur Zuteilung von zahlenmäßig 
beschränkten Frequenzen besser geeignet ist als ein vergleichendes Auswahlver-
fahren.  

Ein Konsultationsteilnehmer betrachtet ein Versteigerungsverfahren als geeignetes 
Auswahlverfahren, sofern das Produkt- und Auktionsdesign die Vergabeziele effektiv 
unterstützt.  

Ein anderer Konsultationsteilnehmer teilt die Einschätzung der Regulierungsbehörde 
und nennt unter anderem folgende Argumente:  

• Ein marktbasierter Mechanismus (Auktion) ermögliche eine objektive, 
transparente und diskriminierungsfreie Vergabe.  

• Die Erfahrungen der letzten 30 Jahre würden zeigen, dass sich das Auktionsmodell 
international als das effizienteste Instrument zur Verwaltung knapper Frequenz-
ressourcen etabliert hat.  
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• Die breite Akzeptanz von Auktionen in Europa und weltweit unterstreiche ihre 
Überlegenheit gegenüber alternativen Verfahren.  

• Die Regulierungsbehörde weise zu Recht darauf hin, dass nahezu alle OECD-Länder 
Frequenzvergaben mittels Auktionen durchführen. 

• Im Gegensatz dazu berge ein vergleichendes Auswahlverfahren (Beauty Contest) 
erhebliche methodische Schwächen und Unsicherheiten. Das Verfahren wird 
abgelehnt, da es weder die erforderliche Transparenz noch die notwendige 
Effizienz bei der Zuteilung dieser knappen Ressource gewährleisten könne.  

• Die Anwendung von qualitativen und nicht quantifizierbaren Auswahlkriterien in 
einem vergleichenden Auswahlverfahren, wie etwa Dienstequalität, Innovation 
oder Geschäftsentwicklung sei in der Praxis oft schwer objektivierbar und nicht 
transparent. Dies mache das Verfahren anfällig für subjektive Entscheidungen und 
erschwere eine diskriminierungsfreie Vergabe.  

• Historische Entwicklungen würden zeigen, dass Beauty Contests dazu neigen, 
langfristig weniger effiziente Ergebnisse zu erzielen, da strategische Unter-
nehmensentscheidungen nicht primär durch Marktmechanismen, sondern durch 
administrative Bewertungen beeinflusst werden. 

• Man teile daher die von der Regulierungsbehörde ausgeführte Ansicht, dass ein 
wettbewerbsorientierten Auswahlverfahrens am ehesten geeignet sei eine 
effiziente und effektive Nutzung von Frequenzen sicherzustellen.  

• Auktionen würden für eine bedarfsgerechte Frequenzzuteilung sorgen, indem 
sichergestellt wird, dass diejenigen Marktteilnehmer die Ressourcen erhalten, die 
sie am effizientesten nutzen können. Marktpreise würden die tatsächliche 
Knappheit widerspiegeln und eine ineffiziente oder spekulative Frequenzzuteilung 
verhindern. 

Frage 6.3 

Für den Fall, dass Sie ein vergleichendes Auswahlverfahren als besser geeignet halten, 
begründen Sie bitte genau, warum dies im gegebenen Verfahrenskontext der Fall ist. 
Welche Auswahlkriterien sollen herangezogen werden? Wie sollen diese gewichtet 
und operationalisiert werden? Wie kann eine quantitative Bewertung der Auswahl-
kriterien aussehen (Abbildung in ein System mit Bewertungspunkten)? Legen Sie 
weiters für jedes Auswahlkriterium dar, wie die Regulierungsbehörde die Validität der 
Angaben überprüfen und wie die Einhaltung von diesbezüglichen Zusagen durch-
gesetzt werden könnte (z.B. durch Widerruf einer Frequenzzuteilung). Bitte 
begründen Sie ausführlich, ob und warum die genannten Auswahlkriterien mit den 
Vergabezielen der TKK, den Zielen des TKG 2021 (§ 1 und § 10) und den Aspekten des 
§ 15 Abs. 3 TKG 2021 im Einklang stehen, insbesondere aber warum damit eine 
effiziente Frequenznutzung sichergestellt werden kann. 

Zusammenfassung 

Keiner der Konsultationsteilnehmer spricht sich für den Einsatz eines vergleichenden 
Auswahlverfahrens aus bzw. liefert eine Begründung für den Einsatz eines solchen. Ein 
Konsultationsteilnehmer erachtet den Einsatz eines vergleichenden Auswahlver-
fahrens speziell in diesem Band für nicht sinnvoll. Ein anderer Konsultationsteilnehmer 
spricht sich entschieden gegen ein vergleichendes Auswahlverfahren als Mittel zur 
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Vergabe zahlenmäßiger Frequenzen aus und befürwortet den Einsatz eines 
wettbewerbsorientierten Auswahlverfahrens. 

Fragen zum Produkt- und Auktionsdesign 

Frage 7.1 

Halten Sie die Festlegungen zur Synchronisation für angemessen? Bitte begründen Sie 
Ihre Antwort. 

Zusammenfassung 

Alle Konsultationsteilnehmer halten die Synchronisationsmechanismen für TDD für 
notwendig und unterstützen den konkreten Vorschlag der Regulierungsbehörde. Ein 
Konsultationsteilnehmer führt zudem an, dass Synchronisation zwischen 2300 MHz, 
2600 MHz und 3600 MHz die Effizienz erhöht und deshalb notwendig ist. Damit muss 
die Rahmenstruktur, die Rahmendauer und die zeitliche Position notwendigerweise 
den Parametern des 3600 MHz-Bands entsprechen. 

Frage 7.2 

Halten Sie die Regelung zu den Schutzabständen zwischen FDD und TDD für 
angemessen? Bitte begründen Sie Ihre Antwort. 

Zusammenfassung 

Alle Konsultationsteilnehmer halten einen Schutzblock von 5 MHz zwischen FDD und 
TDD für notwendig und unterstützen den konkreten Vorschlag der Regulierungs-
behörde. 

Ein Konsultationsteilnehmer führt zudem aus, dass die Schutzblöcke nicht zugeteilt 
werden sollen, sondern eine „Erlaubnis“ für eine nicht störende Nutzung zeitlich 
befristet ausgesprochen werden sollte. Die Befristung sollte bis zu einer Neuvergabe 
oder vollständigen TDD-Migration erfolgen. 

Frage 7.3 

Welche Nutzungsform (TDD only, FDD+TDD) im Bereich 2600 MHz ist Ihrer Meinung 
nach langfristig die effizientere? Welcher Bandplan wird sich langfristig im Bereich 
2600 MHz in Europa durchsetzen? Soll die Regulierungsbehörde in den Nutzungs-
bedingungen Vorkehrungen treffen, die eine langfristige Migration auf einen TDD-
Bandplan fördert? Welche Vorkehrungen sollten dies sein? Wann erwarten Sie eine 
solche Migration? Welche Hürden sehen Sie bei einer TDD-Migration? Bitte 
begründen Sie Ihre Antworten ausführlich. 

Zusammenfassung 

Jene Konsultationsteilnehmer, die sich zur technischen Effizienz äußern, vertreten die 
Position, dass langfristig eine TDD-Nutzung effizienter sein könne bzw ist. Kurzfristig 
sei jedoch die Kombination aus FDD und TDD zu bevorzugen. Die Anreize bzw. die 
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Förderung der Migration zu TDD wird begrüßt. Aus Sicht eines Konsultations-
teilnehmers sei aufgrund der Grenzgebiete die Nutzung in Nachbarländern zu 
berücksichtigen. Zudem sei eine diesbezügliche europäische Harmonisierung zu 
schaffen und mehr Klarheit bei einer Migration notwendig, etwa bei den 
Versorgungspflichten. 

Frage 7.4 

Wie soll die Neuordnung der konkreten Frequenzzuweisungen im Falle einer TDD-
Migration erfolgen? Soll die Regulierungsbehörde (für den Fall, dass keine 
privatrechtliche Einigung erzielt werden kann) in den Vergabebedingungen eine 
Zuordnungsauktion auf Basis des TDD-Bandplans vorsehen, die zeitnahe zur 
Verlängerungsentscheidung durchgeführt wird? Oder halten Sie ein regelbasiertes 
System, wie im Anhang zum Auktionsdesign vorgeschlagen, für zielführender. Bitte 
begründen Sie Ihre Antwort. 

Zusammenfassung 

Zwei Konsultationsteilnehmer befürworten eine separate Zuweisungsphase nach 
einer möglichen TDD-Migrationsentscheidung, falls zwischen den Netzbetreibern 
keine Einigung über eine Neuordnung (Reshuffling) erzielt werden kann. Die 
Bewertung von TDD-Bandplänen sei derzeit mit vielen Annahmen und Spekulationen 
verbunden (insb. zukünftiges Equipment). Erst bei der Umstellung bestünde Klarheit 
über die technischen und regulatorischen Rahmenbedingungen (z.B. zur 
Positionierung der Netzbetreiber in den Nachbarländern). Ein Konsultationsteil-
nehmer schlägt zudem vor, die Zuordnungsphase zu nutzen, um die beiden 5-MHz-
Schutzbänder (neu) zuzuweisen.  

Ein Konsultationsteilnehmer schlägt vor, dass die TDD-Umstellung von den Betreibern 
im Rahmen einer Verlängerung selbst moderiert und umgesetzt werden soll 
(‚marktgesteuerte Umstellung‘). Sollte allerdings die Vergabe im Rahmen einer 
Auktion durchgeführt werden, sei eine Zuordnungsauktion auf Basis des TDD-
Bandplans vorstellbar – dies allerdings nur dann, wenn keine privatrechtliche Einigung 
erzielt werden kann.  

Ein Konsultationsteilnehmer spricht sich explizit gegen ein regelbasiertes System aus. 

Fragen 7.5 – 7.13 

Fragen 7.5 bis 7.13 werden im Anschluss gemeinsam zusammengefasst. 

Frage 7.5 

Teilen Sie die Vorschläge zur Losgröße für den TDD-Bereich (Bänder 38 und 40) in der 
Auktion? Wenn nicht, welche Losgröße schlagen Sie vor? Welche Rollout-Strategie 
(punktuell in Hotspot-Gebieten oder flächigerer Ausbau) planen Sie im Falle, dass Sie 
Frequenzen in diesen Bereichen erwerben? Welche Mindestbandbreite ergibt sich aus 
dieser Strategie? Bitte begründen Sie Ihre Antwort. 
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Frage 7.6 

Halten Sie die vorgeschlagene Aufteilung des verfügbaren Spektrums (2x5 MHz FDD-
Blöcke und ein einzelner 40 MHz im 2600 MHz Band und zwei Blöcke von je 30 MHz, 
bzw. ein 20 MHz Block und ein 40 MHz Block im 2300 MHz Band) grundsätzlich für 
geeignet, um in Verbindung mit den Bietbeschränkungen eine effiziente Frequenz-
nutzung sicherzustellen? Falls nicht, welche Aufteilung wäre aus Ihrer Sicht zu 
bevorzugen? 

Frage 7.7 

Welche Aufteilung des Spektrums im 2300 MHz Band ist aus Ihrer Sicht besser? 
Welche Rollout-Strategie (punktuell in Hotspot-Gebieten oder flächigerer Ausbau) 
planen Sie im Falle, dass Sie Frequenzen in diesen Bereichen erwerben? Welche 
Mindestbandbreite ergibt sich aus dieser Strategie? Bitte begründen Sie Ihre Antwort. 

Frage 7.8 

Für den Fall, dass im Rahmen des Verfahrens auch eine Verpflichtung zur 
Bereitstellung von Vorleistungen für MVNOs zugewiesen werden soll, wie beurteilen 
Sie den Vorschlag, diese mit größeren Frequenzblöcken (2x15 MHz) zu verknüpfen? 
Bitte begründen Sie Ihre Antwort. 

Frage 7.9 

Halten Sie die Aufteilung in zwei Stufen – Zuweisung von Bandbreite in der Form 
frequenzgenerischer Blöcke, gefolgt von der Zuweisung spezifischer Positionen im 
Band – für geeignet, um eine effiziente Frequenznutzung sicherzustellen? Falls nicht, 
welche Alternative wäre aus Ihrer Sicht besser geeignet? Bitte begründen Sie Ihre 
Antwort. 

Frage 7.10 

Halten Sie die vorgeschlagenen Optionen (eSMRA oder SMRA-Clock-Hybrid) für die 
Vergabephase (Zuweisung von abstrakten Frequenzblöcken) für geeignet? Falls nicht, 
welches alternative Format wäre zu bevorzugen? Gibt es aus Ihrer Sicht Risiken (z.B. 
Aggregationsrisiken), die durch diese Verfahren in Verbindung mit den Biet-
beschränkungen nicht hinreichend abgefedert werden? Gibt es eine Präferenz für 
eines der beiden vorgeschlagenen Verfahren? Begründen Sie bitte Ihre Antwort. 

Frage 7.11 

Wie beurteilen Sie den Vorschlag, im Fall des Angebots von größeren Blöcken in 
Verbindung mit einer Verpflichtung zur Bereitstellung von Vorleistungen für MVNOs, 
Bietern die Möglichkeit zu geben, für eine Freistellung von dieser Verpflichtung zu 
bieten (solange sichergestellt ist, dass zumindest ein Bieter die Verpflichtung 
übernimmt)? 
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Frage 7.12 

Halten Sie das vorgeschlagene Verfahren für die Zuordnungsphase (Zuweisung von 
spezifischen Positionen im Band) für geeignet? Falls nicht, welches alternative 
Verfahren wäre zu bevorzugen? 

Frage 7.13 

Welche Option für die Bestimmung der Positionen im Band im Fall einer potenziellen 
Migration zur ausschließlichen TDD-Nutzung des 2600 MHz-Bandes ist aus Ihrer Sicht 
die beste Rückfallposition, falls es zu keiner Einigung zwischen den Betreibern käme 
(automatische Positionsanpassung, separate Zuordnungsgebote als Teil des 
Verfahrens, Zuordnungsgebote zum Zeitpunkt der Migration)? Wie beurteilen Sie die 
jeweiligen Wirkungen auf die Anreize eines Betreibers, einer Migration zuzustimmen 
bzw. sie zu blockieren? 

Zusammenfassung Fragen 7.5 – 7.13 

Blockgrößen 

Für das FDD-Spektrum wird eine Blockgröße von 2x5 MHz als angemessen angesehen 
(wobei ein Teilnehmer ausdrücklich betont, dass dies nur für den Falle einer Auktion 
gelte). Ein Teilnehmer weist darauf hin, dass in jedem Fall (d.h. unabhängig von einer 
möglichen Vorleistungsverpflichtung für den MVNO-Zugang) eine Mindestausstattung 
von 2x15 MHz pro Betreiber verfügbar gemacht werden sollte. 

Die Mehrzahl der Konsultationsteilnehmer unterstützt den Vorschlag, die TDD-
Frequenzen in der Form eines 40 MHz Blockes im Band 38 und zweier 30 MHz Blöcke 
im Band 40 zu vergeben. Ein Teilnehmer weist darauf hin, dass die Verwendung 
größerer Blöcke aber ein Auktionsdesign erfordere, das die Wechselmöglichkeiten 
nicht einschränkt. Dies erfordere eine geeignete Festlegung der Bietpunkte (gleiche 
Anzahl von Bietpunkten für 40 MHz und 30 MHz Blöcke und ein Punkteverhältnis 
zwischen FDD- und TDD-Blöcken von 1:2) und einer angemessenen Frequenzkappe 
(110 MHz). Eine asymmetrische Aufteilung der Frequenzen im 2300 MHz Band wird 
von diesem Teilnehmer ausdrücklich abgelehnt. Außerdem sei Klarheit über die 
Nutzung der oberen 40 MHz im Band zu schaffen.  

Das TDD-Spektrum wird als Kapazitätsspektrum angesehen, das vor allem dort 
eingesetzt werden soll, wo Kapazitätsengpässe bestehen, was in weiten Gebieten des 
Landes der Fall sein kann.  

Wenig überraschend wird von den Netzbetreibern eine Vorleistungsverpflichtung für 
MVNOs und damit auch eine Verknüpfung einer solchen Verpflichtung mit größeren 
Blöcken abgelehnt (wobei sich aber - wie oben erwähnt - ein Konsultationsteilnehmer 
ausdrücklich für die Vergabe von drei großen Blöcken ausspricht). MVNOs 
befürworten hingegen eine solche Verpflichtung und sprechen sich deutlich dafür aus, 
dass es keinem Betreiber möglich sein sollte, sich davon freizukaufen. 
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Auktionsdesign 

Die Aufteilung des Verfahrens in zwei Stufen – Zuweisung von Bandbreite in der Form 
frequenzgenerischer Blöcke, gefolgt von der Zuweisung spezifischer Positionen im 
Band – wird generell befürwortet, wobei aber eben auch die Frequenzverlängerung 
eine Option bzw. deutlich vorzuziehen sei. 

Für die erste Stufe sind im Fall einer Auktion alle Teilnehmer mit den vorgeschlagenen 
Formaten (eSMRA oder SMRA-Clock-Hybrid) einverstanden mit einer Präferenz für das 
eSMRA-Format, weil damit asymmetrische Preise zwischen den Bietern vermieden 
würden und mehr Flexibilität beim Wechsel zwischen Loskategorien bestünde. 

Der Vorschlag der Verwendung eines verdeckten Gebots mit Opportunitätskosten-
preisen für die zweite Stufe, wie in den vergangenen Verfahren eingesetzt, wird 
durchgehend unterstützt, vorbehaltlich der Durchführung einer Auktion anstelle einer 
Frequenzverlängerung. 

TDD-Migration 

Bezüglich der Neuordnung der konkreten Frequenzzuweisung im Falle einer TDD-
Migration sprechen sich alle Konsultationsteilnehmer für eine Zuordnungsauktion aus, 
falls eine privatrechtliche Einigung über eine Änderung des Bandplans nicht zustande 
kommt.  

Diese sollte aber erst zeitnah zu einer eventuellen Migration stattfinden, weil derzeit 
erhebliche Unsicherheit über die zukünftigen Nutzungsmöglichkeiten besteht. Ein 
Konsultationsteilnehmer hebt hervor, dass eine solche Migration in jedem Fall 
marktgesteuert (selbstmoderiert) erfolgen sollte. Ein weiterer Teilnehmer weist 
darauf hin, dass eine solche Vergabeauktion auch für eine Zuweisung der Schutz-
bänder genutzt werden könne. 

Frage 7.14 

Wie beurteilen Sie die vorgeschlagene Nutzungsdauer für den Frequenzbereich 2300 
MHz und das Verlängerungsmodell für den Frequenzbereich 2600 MHz? Bitte 
begründen Sie Ihre Antwort. 

Zusammenfassung 

Ein Konsultationsteilnehmer befürwortet eine Verlängerung der Lizenzlaufzeit im 
Bereich 2600 MHz nur dann, wenn die Laufzeit mit 2300 MHz gekoppelt (also auch 
verlängert) und eine gleichzeitige Neuvergabe beider Frequenzbereiche dadurch 
erreicht wird. 

Ein Konsultationsteilnehmer unterstützt das vorgeschlagene Verlängerungsmodell, 
das für den Fall einer gebotenen und zeitgerecht umgesetzten TDD-Migration des 
gesamten Bandes 41 zur Anwendung kommen soll. Die damit einhergehenden 
Investitionen seien signifikant und sollten durch eine entsprechend lange Laufzeit der 
Lizenzen geschützt sein. Zudem spricht sich der Konsultationsteilnehmer für 
synchronisierte Laufzeiten der 2600 MHz- und 2300 MHz-Frequenzen aus, da beide 
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Frequenzbereiche als reine Kapazitätsbänder enge Substitute seien. Im Falle einer 
Neuvergabe nach 20 Jahren (19+1) sollten entsprechende Übergangszeiten für eine 
TDD-Umstellung nach der der Neuvergabe auf Basis eines TDD-Bandplans vorgesehen 
werden.  

Ein Konsultationsteilnehmer präferiert eine möglichst lange Nutzungsdauer ohne 
zusätzliche Verpflichtungen. Demnach läge es im Interesse des Betreibers die 
Frequenzen so effizient wie möglich zu nutzen. Man werde, sollte es Verbesserungs-
möglichkeiten durch einen Umstieg zur TDD-Nutzung geben, mit anderen Markt-
begleitern konstruktive Gespräche führen, um die Potentiale zu heben. 

Von einigen Konsultationsteilnehmern wird darauf hingewiesen, dass die 
vorgeschlagene lange Laufzeit nur in Zusammenhang mit einer geeigneten 
Wettbewerbsauflage (MVNO-Zugang) gerechtfertigt sei und entsprechende Auflagen 
auch in der Verlängerungszeit weitergelten müssten. Dies sei in den Lizenzen bereits 
bei der Vergabe zu verankern. 

Frage 7.15 

Teilen Sie den Vorschlag und die Begründung der Regulierungsbehörde zu den 
Versorgungsauflagen in den jeweiligen Bändern? Bitte begründen Sie Ihre Antwort. 

Zusammenfassung 

Mehrere Teilnehmer merken an, dass die in der Konsultation geforderte Anzahl an 
Standorten zu hoch sei, als Gegenvorschläge wurden Reduktionen auf die Hälfte bzw. 
auf zwei Drittel genannt. Ein weiterer Teilnehmer schließt sich ebenso der Kritik an 
und regt dazu folgende Vereinfachung an: Die Zahl der Standorte solle frequenz-
mengenunabhängig gestaltet, die Verpflichtung suburbaner Standorte gestrichen, die 
Anzahl der Stichtage auf zwei gesenkt sowie die Anzahl der geforderten Standorte 
ebenfalls deutlich reduziert werden. 

Zudem wird die geforderte MIMO-Konfiguration kritisch gesehen, da diese eine 
Weiterverwendung bestehender Antenneninfrastruktur gefährde. Weiters wird 
angeregt, die Stichtage für 2300 MHz TDD-Spektrum zeitlich später anzusetzen, da das 
Ökosystem verglichen zu 2600 MHz TDD noch weniger entwickelt sei. 

Zu weiteren Kriterien - und allgemein zur vorgeschlagenen standortbezogenen 
Versorgungsauflage – lassen die eingebrachten Stellungnahmen keine weiteren 
Kritikpunkte vermuten.  

Frage 7.16 

Sind Sie mit den Anforderungen zur Definition eines Standortes (im Sinne des Kapitels 
7.5.2) einverstanden? Bitte begründen Sie Ihre Antwort. 

Zusammenfassung 

Die Konsultationsteilnehmer äußerten sich zu folgenden Anforderungen: 
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• MIMO: Es wird die Ansicht vertreten, dass es nicht immer möglich sei, höhere 
MIMO-Konfigurationen zu errichten. Eine weitere Position ist, dass längere Zeit 4x4 
eingesetzt werde, aber noch ein Altbestand mit 2x4 MIMO vorhanden sei, die 
Verpflichtung solle daher nur neue Standort betreffen. Eine weitere Sichtweise ist, 
dass zwar MIMO in Zukunft eine wichtige Rolle spielen werde, dies aber nicht 
vorgegeben werden solle. 

• Anbindung: Ein Konsultationsteilnehmer argumentierte, dass 1Gbit/s zu hoch sei, 
200 Mbit/s sei akzeptabel. Ein weiterer meinte, dass die Anbindung nicht 
vorgegeben werden sollte. 

• Abstand zwischen für die Versorgungsauflage gezählten Stationen: Zwei 
Konsultationsteilnehmer würden die früher verwendete Festlegung auf 25m 
bevorzugen. 

Frage 7.17 

Halten Sie die Vorgaben betreffend Verfügbarkeit der Mobilfunknetze für 
angemessen? Sind die Parameter zweckorientiert und angemessen? Bitte begründen 
Sie Ihre Antwort. 

Zusammenfassung 

Jene Konsultationsteilnehmer, die sich zur Verfügbarkeit geäußert haben, lehnten eine 
Festlegung zu dieser ab. Dazu wurden folgende Argumente vorgebracht: 

• Es gibt bereits Regelwerk zu NIS 2, zu DORA das TKG 2021 sowie einen Entwurf 
eines Resilienz kritischer Einrichtungen Gesetzes (RKEG). 

• Wichtig sei vielmehr die Aufrechterhaltung von Sprachtelefonie. 
• Die Festlegung sei willkürlich bzw. überschießend. 
• Die Bänder dienten der Kapazitätserhöhung. 
• Die Festlegung würde CO2-Zielen und der im TKG eingeführten Regelung zu einem 

„flexiblen Einsatz von Frequenzen“ entgegenstehen. 
• Wartungsarbeiten würden eingeschränkt. 
• Die Kundenzufriedenheit würde nicht erhöht. 
• Ausfälle würden auch durch Dritte (z.B. Energieversorger) verursacht. 
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